
Bundessozialgericht

AzC: 8 RV 415/70
_———_————._——.————

Verkündet

am 240 Juni 1971

I m N a m e n d e e V o 1 k e 5

U r t e i l

„in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

*
g eyg e n

Beklagter und Revisionskläger‚

Beigeladen:

Der 8° Senat des BundeSsozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 24° Juni 1971

durch

Senats■iäsident =' Dro M a i s 0 h
'

_ — Vorsitzender —9
Bundesrichter ._‚P e t e r s e n ?
Bundesrichter ? Dro Schwankhart 9
Bundessozialrichter B r o s t und

Bundessozialricht€rin B e c k e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

24° März 1970 wirdzuriickgewieseno

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstat—

ten° :
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Gegenstand des Rechtsstreits ist ein Erstattungsanspruch

des Klägers (Sozialhilfeträgers) gegen den Beklagten nach
5 59 Absa 2 des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG)° Ihm '

liegen folgende tatsächliche Feststellungen des Landes—

sozialgerichts (LSG) zugrunde: '

Der Kriegsbeschädigte W1:I£Q.G■j■tä;wurde wegen einer rezi—

divierenden Netzhautentzündung mit Maculaoedem nach Ebo—

Periphlebitis retinae in der Zeit vom 120 November 7363

bis 180 Februar 1964 in der Augenklinik Dr° GÄIIX in Bad

Rothenfelde stationär behandelte Die Landesversich;;ungs—

anstalt (LVA) Westfalen wies den Beschädigten dorthin ein

und sagte zunächst die Übernahme der Kosten zu„ Nachdem

sich herausgestellt hatte, daß wegen der Erkrankung les

Beschädigten ein Anerkennungsverfahren nach den Vorschrif—

ten des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) beim Beklagten

schwebte, nahm die LVA ihre Kostenzusage zurück; sie hat

gleichzeitig den Kläger, die Kosten der Héilbehandlung vor—
erst zu übernehmen, was auch geschah° Im Februar 1964 untc

richtete der Kläger den Beklagten über die Heilbehandlungs—

maßnahmen und forderte gleichzeitig Kostenersatz° Lie Höhe

seiner Aufwendungen gab er in einem späteren Schreiben mit
2040293} DM an, worin ein Betrag von 99‚—— n für gezahltes

Taschengeld (pro Behandlungstag 1,—- M) an den Beschädigten
enthalten war„ Mit Schreiben vom 140 August 1964 erklärte

sich der Beklagte zur Übernahme der Heilbehandlungslosten

bereit‚ weil die zugrunde liegende Augenerkrankung ab 1°

September 196l als Verscrgungsleiden anerkannt worden war
(Bescheid vom 510 Januar 1964)0 Der Beklagte lehnte jedoct
eine_Erstattung des Taschengeldes ab? weil die Versorgungs—
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verwaltung nur das erstatten könne, was ihr bei eigener
Durchführung der Behandlung im Falle Gi3£1228ntstanden

wäreo—„Dazu_gehöre nicht die Zahlung von
Taschengeld,

weil das BVG eine solche Leistung nicht vorsehe°

Die Klage„mit der der Kläger seinen Erstattungsanspruch

in Höhe des aufgewendeten Taschengeldes weiter verfolgte,

hatte in den Vorinstanzen Erfolg (Urteile des Sozialge—‘

richts Münster vom 23° März 1966 und des LSG Nordrhein—

Westfalen vom 240 März 1970)o Das LSG hat die Bundesrepu—
blik Deutschland auf ihren Antrag gemäß 5 75 Abs° 1 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zu dem Verfahren beigeladen

und auf die zugelassene Berufung des Beklagten seine Ent-

scheidung wie folgt begründet: Die Zulässigkeit des Rechtz—

weges zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit sei im

vorliegenden Fall zu bejaheh, weil die Streitigkeit eine

Angelegenheit der Kriegsopferversorgung betreffea Es gehe

hier letztlich um die Frage, ob und was der Beklagte nach

den Vorschriften des BVG hätte leisten müsseno Der An—

spruch des Klägers sei auch begründet, weil nach 5 59 Abs„2

Satz 2 BSHG die zur Leistung verpflichtete Stelle dem Trä—

habe° Nur für die Träger der Krankenversicherung sei eine

Ausnahmeregelung getroffen worden° Bei dieser Rechtslage

sei es nicht vertretbar, daß sich die Versorgungsverwaltung

gegenüber dem Sozialhilfeträger auf eine Beschränkung ihrer

,
Kostenerstattungspflicht berufeo

Mit der zugelassenen Revision rügt der Beklagte eine Ver—

letzung des 5 59 BSHGsowie des 5 9 BVGO Das LSG habe ihn

zu Unrecht als eine zur Gewährung von Taschengeld "verpflich—

tete Stelle" im Sinne des © 59 Abs„ 2 Satz 2 BSHG angeseheno

Aus den Vorschriften des BSHG über die Tuberkulosehilfe er—

gebe sich nicht, daß der letztlich verpflichtete Kostenträ_

ger der vorschießenden Sozialhilféverwaltung auch ohne daß
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_
seine Zuständigkeit begründet sei, alles zu erstatten habe,

inas diese verauslagt habe° Der in 5 2 BSHG niedergelegte

Grundsatz des Nachrengee der Sozialhilfe begründe eine

Kostenerstattungspflicht nur in dem Umfang, wie er zu
‘

Lasten des Erst■ttungsschuldners in anderen gesetzlichen

Vorschriften außerhalb des BSHG vorgesehen sei° Nur was

er, der Beklagte, bei sofortiger Leistung nach den Vor—

schriften des BVG hätte selbst erbringen müssen, brauche

er dem Kläger zu erstatten° Das streitige Taschengeld,

welches dem Beschädigten G JRTÜLVOm Kläger als "Hilfe zum

Lebensunterhalt" gezahlt worden sei, gehöre aber nicht zu

den Versorgungsleistungen nach @ 9 BVG„ Das BVG Sehe auch

keine dem Taschengeld entsprechende Leistung vö}„ r;twaige

Ansprüche des Beschädigten auf Einkommensausgleich nach

5 17 BVG sowie auf Ausgleichsrente und Berufsschadensaus—

gleich würden durch die Taschengeldzahlung der Klägerin

nicht beeinträchtigto '

Der Beklagte beantragt‚

die Urteile der Vorinstanzen abzuändern

und die Klage ahzuweisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend und vertritt

die Ansicht? durch 5 59 Abs° 2 Satz 2 Absatz 1 BSHG in der

ab 1° Oktober 1969 geltenden Fassung habe der Einwand der

endgültig verpflichteten Stelle7 daß bei sofortiger Durch—

führung eigener Maßnahmen ihre Aufwendungen geringer ge—

wesen üären, ausgeräumt werden sollen° Es gelte der Grund-

satz, daß demSozialhilieträger alles zu erstatten sei? was
er für einen Hilfebedürftigén wegen der nicht rechtzeitigen

Leistung der eigentlich verpflichteten Stelle aufwenden;e

mußteo '
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Die beigeladene Bundesrepublik Deutschland hat sich den

Ausführungen des Beklagten angeschlossen; sie hat jedoch

einen Sachantrag sicht gestellt°

II

Die form— und fristgerecht eingelegte und begründete

Revision ist zulässig (5% 162 Abso 1 Ziffo 1‚ 1649 166
SGG); sie konnte jedoch keinen Erfolg habeno

Gegen die Zulässigkeit des mit der Klage beschrittenen

Rechtsweges zu den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit

bestehen — in Übereinstimmung mit den Vorinstanzen — keine

Bedenken„ Nach 5 51 Abso 1 SGG entscheiden die Gerichte

der Sozialgerichtsbarkeit uoao über alle öffentlich—recht—

lichen Streitigkeiten in Angelegenheiten der Kriegsopfer—

versorgung° Darunter fallen ganz allgemein solche Rechts—

streitigkeiten9 die im BVG (mit Ausnahme der @@25 bis 27)

bzw() in älteren Versorgungsgesetzen ihre Grundlage haben°

Bei öffentlich—rechtlichen Ersatz- und Erstattungsstreitig—

keiten werden aber regelmäßig die Rechtsgebiete verschiede—

ner Leistungsträger berührtc In solchen Fällen ist für

den Rechtsweg das Rechtsgebiet entscheidend, aus dem die

den Erstattungsanspruch begründende Leistungspflicht des

Erstattungsschuldners hergeleitet wird (vgl° BSG SozR Nro

45 zu © 51 SGG)° Wenn somit der Kläger im vorliegenden
Fall gegen den Beklagten einen Erstattungsanspruch ver—

folgt; der zwar als solcher im Sozialhilferecht (@ 59 Abs° 2

Satz 2 BSHG) normiert ist, zu dessen Begründung jedoch auf

das Leistungsrecht des Beklagten nach dem BVG zurückgegrif—

fen werden muß, so hat der geltend gemachte Anspruch letzt—

lich seine Grundlage im materiellen Recht der Kriegs0pfer—

versorgung (vglc BSG 299 44‚'46)o In solchen Fällen aber

sind die Sozialgerichte für die Entscheidung des Rechts—

streits zuständig (vgl° dazu auch-BSG 26‚ 1029 103, 104;
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29, 879 88; BVerwGE 359 355; 558 ff, 360)°

In der Sache selbst kann die Revision keinen Erfolg haben,

weil der_vom Kläger erhobene Erstattungsanspruch auch hin—

sichtlich des hier noch allein streitigen Betrages für

Taschengeld in Höhe von 99‚——% begründet ist° Nach @ 59
Abs„ 1 Satz 1 BSHG in der hier anwendbaren Fassung vom 300

Juni 1961 (BGBl I 815) hat der Sozialhilfeträger im Rahmen
der Tuberkulosehilfe (55 48 ff) einem Kranken unverzüglich

Hilfsmaßnahmen zu gewähren‚ wenn nicht feststeht, ob ein

anderer Sozialleistungsträger oder sonstiger Verpflichtctc„

und ggfo welcher zur Hilfe verpflichtet ist, und wenn zu?

befürchten ist, daß die einzuleitenden Maßnahmen scnst
nicht oder nicht rechtzeitig durchgeführt werdena In zu—

treffender Anwendung dieser Vorschrift hat der Kläg-r den

Besehädigten G:l113 in der Zeit von November 1963 bis _.
Februar 1964 stationär behandeln lassen und die dafür er—
forderlichen K08ten zunächst übernommen° Während Cor Heil-

behandlungszeit stand einerseits nicht fest, ob und welche

Stelle letztlich zur Hilfeleistung verpflichtet war? an-\‚

dererseits waren Hilfsmaßnahmen wegen der beim Besc ädigten

aufgetretenen Netzhautentzündung unaufschiebbara @ 59 Abs„1

Satz 2 BSHG, wonach der Sozialhilfeträger unaufschiebbare

Heilbehandlungsmaßnahmen in anderen Fällen als denen des

Satzes 1 dieser Vorschrift lediglich einzuleiten hat? ist

hier nicht einschlägig, weil diese zusätzliche Regelung

nur diejenigen Fälle erfaßt9 in denen die Verpflichtung

einer anderen Stelle zur Hilfeleistung bereits feststeht

(vgl° Gottschick, BSHG, 59 Aufl° 1966, 5 59 Anno 4; Luber‚

Tuberkulosehilfe im Rahmen des BSHG, Band I, @ 59 Anmo III

2 a So 177/8)0 Der Kläger ist auch seiner gesetzlichen
Obliegenheit nach 5 59 Abso 2 Satz 1 BSHGnachgekoxm.zen9
indem er — worüber auch zwischen den Beteiligten kein

Streit besteht — unverzüglich den Beklagten über seine “

Heilmaßnahmen unterrichtet hat° Die Voraussetzungen des
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Erstattungsanspruches nach 5 59 Abs" 2 Satz 2, 1o Halbs°

BSHG=%ind damit grundsätzlich erfüllt (vgl„ auch Gott-

schick aaO @ 59 Anm° 6)o Nach dieser Merschrift hat die
verpflichtete Stelle dem Träger der Sozialhilfe die ihm

entstandenen Kosten zu erstatten° Als “verpflichtete

Stelle" kommt hier der Beklagte in Betracht, weil er

die der Heilbehandlung zugrunde liegende Erkrankung des

Beschädigten Gi1312 durch Bescheid»vom 31„1„1964 rück—
.wirkend ab 10901961 als Versorgungsleiden anerkannt hat„

Diese seine Verpflichtung hat der Beklagte auch anerkannt;

'streitig ist zwischen den Beteiligten nur der Umfang der

KostenerStattung° Der Beklagte und die Beigeladens sind

zu Unrecht der Auffassung, erstattungsfähig 1080 dieser

Vorschrift seien nur die im BVG vorgesehenen Leistungen‚

und dazu gehöre nicht ein Anspruch auf Taschengeld (@ 9
BVG)° Bereits der Wortlaut des hier maßgebenden @ 591

Abs° 2 Satz 2 BSHG deutet darauf hin — wie die Vorinstan—

zen zutreffend ausgeführt haben *, daß der Beklagte als

verpflichtete Stelle dem Kläger alle ihm entstandenen Ko—

sten zu erstatten hato. Andernfalls hätte es einer gesetz—
lichen Einschränkung der Erstattungspflicht in Satz 2‚

1c Halbsatz etwa des Inhalts bedurft, daß der Erstattungs—

schuldner dem Gläubiger nur in der Höhe ausgleichspflich-

tig ist, in der er dem Hilfeempfänger selber zur Leistung

verpflichtet gewesen wäre„ Eine solche Begrenzung des

Erstattungsumfanges sieht das Gesetz indessen für den Be—

klagten nicht vor° Es ist auch nicht anzunehmen, daß das

Gesetz insoweit eine Lücke—enthält° Diese müßte dann aus

dem Gesetz selbst ergänzt-werden, doh° die aus dem Gesetz

zu entnehmenden Grundsätze müßten auf Fälle ausgedehnt wer—

den‚ welche den geregelten Tatbeständen rechtsähnlich sind

(Enneccerus/Nipperdey9 Allgo Teil des Bürgerlichen Rechts‚

150 Aufloy 1% Halbbdo @ 58 II)„ Unter den mancherlei Arten

von Lücken im Gesetz käme hier nur der Fall in Betracht?

daß das Gesetz schweigt, dého einen bestimmten Tatbestand

- 8 _
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nicht geregelt hat, wobei das Schweigen auf Absicht, auf

einem Versehen oder darauf beruhen kann‚ daß sich der nicht

geregelte Tatbestand erst nach dem Erlaß des Gesetzes durch

eine Veränderung der Lebensverhältnisse ergeben hat (sca°

Enneccerus/Nipperdey aaO @ 58 I, 2 a — c)°

Die zuerst angeführte Möglichkeit — absichtliches Schwei—

gen — scheidet von vornherein aus, ebensowenig kommt die V

zuletzt angeführte Möglichkeit der sögenannten sekundären

Lücke in Betracht; der bei dem Kläger vorliegende Sachver—

halt gehört zu einer Fallgruppe, der bereits bei Erlaß des

BSHG regelungsfähig war (vgl° BSG 14, 238 ff, 241 - 242)u

Hier begrenzt @59 Abs° 2 Satz 2 Halbs° 2 BSHGdie Erstat—
tung3pflicht für die Träger der gesetzlichen Krankenver—

sicherung durch die entsprechende Anwendbarkeit der %} 1531

bis 1543RVOdahin, daß nur bestimmte in der RVO(@ 1533)
näher bezeichnete Aufwendungen des Sozialhilfeträgers von

den Krankenkassen zu erstattensind° Wie sich hieraus er—
gibt, hat der Gesetzgeber erwogen‚ daß die Erstattunhspflicit

nur in gewissen Fällen beschränkt werden sollte° Diese

Sonderstellung der Krankenkassen (vglo dazu auch BSG 29,

87, 90 f) ist auch durch die am 10 Oktober 1969 in Kraft

getretene Neufassung des 5 59 Abso 2 Satz 2, 2° Halbe° BSHG

durch das 20 Gesetz zur Änderung des BSHG vom 14„801969
(BGBl I 1153) nicht berührt werden° Danach ist die Ersatz—

pflicht der Krankenkassen auf das beschränkt9 was sie nach
dem Krankenversicherungsrecht hätten leisten müssen„ Die

Neufassung bestätigt damit im Kern die bisherigen Regelung,

daß nur die Krankenkasse dem Sozialhilfeträger nicht mehr

zu erstatten hat als sie dem Versicherten geschuldet hätte
(vgla zur Rechtslage vor und nach dem Inkrafttreten des 20

Ähderungsgesetzes Engelmann DOK 19699 664 ff)o Eine Lücke
im Gesetz liegt also nicht voro

Wenn somit nur für eine bestimmte Gruppe der in Betr cht
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kommenden Erstattungsschuldner in 5 59 Abs° 2 Satz 2 BSHG
eine besondere und auf das eigene Leistungsrecht beschränk—

te Ausgleichspflicht vorgesehen ist, so folgt daraus über—

dies im Umkehrschluß für alle übrigen potentiell verpflich—

teten Stellen? daß eine solche Beschränkung für sie vom
Gesetzgeber nicht gewollt war und sie daher alle entstande—

nen Kosten des Sozialhilfeträgers zu erstatten haben, die

dieser im Rahmen seiner gesetzlichen Leistungsyerpflichtung

hat aufwenden müssen (vgl° Gottschick, aaO, @ 59 Anm° 5;
Keese, Sozialhilferecht, 50 Auflo‚ 5 59 Anm" 5; Luben aaO,

@ 59 Anm° V 5 c; Schellhorn/Jirasek/Seipp,'BSHG, 5° Aufloy
@ 59 Anm„ 2 a)° Der Kläger war als Sozielhilfeträger im
Rahmen der für ihn maßgebenden Gesetze dazu verpflichtet,

dem Beschädigten G‚_ir„„anlaßlich der stationä1en Heiloe—

handlung ein angemessenes Taschengeld zu zahlen (55 48 Abbe
2, 51, 21 Abs° 5 BSHG) Es ist nichts dafür dargetan d3£

eine bestimmungsmäßige Verwendung des Taschengeldes durch
_

den Hilfeempfänger nicht möglich gewesen sei, so daß die
„Ausnehmeregelung

des 5 21 Abs° 5 letzter Halbsatz BSHG hi-.r
nicht.eingreifte

'_Für die Auslegung des 5 59 Abs° 2 Satz 2 BSHGist neben dem
Wortlaut des Gesetzes auch noch die Sonderstellung dieser
Vorschrift im Abschnitt 5, Unterabschnitt 8 des BSHG von
Bedeutung„ Wäre die Erstattung5pflicht der letztlich ver—

pflichteten Stelle ierahmen der_Tuberkulosehilfe vom Ge-
-Setzgeber in der Weise als beschränkt angesehen worden, wie

yes der Beklagte und der Beigeledene auffassen9 so hätte es
leiner besonderen Regelung dieser Ausgleichspflicht in € 59

Abs° 2 Satz 2 BSHG nicht bedurft° In diesem Fall hätte der

Sozialhilfeträger bereits durch den Anspruchsübergeng nach

5 90 BSHG einen Aufwendungsersatz für diejenigen Leistungen

bekommen können, die der Hilfeempfänger bei rechtzeitigem
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_ 10 _

hätteo Insoweit wäre die Erstattungspflicht des Beklag—

ten auf die Leistungen nach den Vorschriften des BVG be—

schränkt gewesen„ 5 59 Abs° 2 Satz 2 BSHGschließt aber
als Sondervorschrift (lex specialis) die allgemeine Er—
stattungsretelung des 5 90 BSHG aus (vgl° Gottschick, aaO,
@ 59 Anm° 5; Luber, aaO, @ 59 Anmo V 5 d)° Daraus folgt,

daß es eine Haftungsbeschränkung des Beklagten im Rahmen

dieser Sondervorschrift nicht gibt und demzufolge von ihm

alles zu erstatten ist, was der Kläger nach den Bestimmun-

gen des BSHG hat aufwenden müssen°

Wenn der Beklagte und der Beigeladene für ihre abweichende

Auslegung des © 59 Abso 2 Satz 2 BSHG besonders darvuf hin—

weisen, daß als "verpflichtete Stelle" i°S° dieser Yor;chr■
‘ nur der Leistungsträger in Betracht kommen könne, der nach

den eigenen Leistungsvorschriften jede der zu erstattenden
Aufwendungen zu erbringen habe, so trifft das nicht zuo
Die Verpflichtung zur Leistung, auf die es das BSHG für die

Erstattung abstellt, bezieht sich nicht auf Grund und Höhe

1399; Einzelmaßnahme des Sozielhilfeträgers; das Gesetz
will nur sicherstellen, daß derjenige Leistungsträgcr zur
Erstattung herangezogen wird, der ohne das Eintreten der_

Sozialhilfeverwaltung die Hilfe hätte erbringen müsseno
Das ist im vorliegenden Fall unstreitig.der Beklagte° Danr

aber erstreckt sich seine Ausgleichspflicht nicht nur auf
das, Was er ohne die Hilfe des Klägers nach dem BVG hätte
erbringen müssen, sondern auf des, was.der Kläger tatsäch—

lich_zu ReChterbracht hat° ' ' '” ' "“

Der Beigeladene hat diese Schlußfolgerung auch insomsit

gezogen, als es sich um Erstattungskosten des Sozialhilfe—
trägers für Leistungen handelt, die dem Grunde nach zwar
im BVG vorgesehen sind, deren Höhe jedoch das übersteigt,

was die Versorgungsverweltung bei sofortiger Durchfthrung
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von Heilmeßhahmen selbst hätte aufwenden müssen (vgl°
Rdschro des BMA vom 25°11°1965 in BVBl 1966, 3)o Bei
Aufwendungen der Sozialhilfe für Leistungen, die im BVG

nicht vorgesehen sind, soll dagegen nach demselben Rund—

schreiben eine Kostenerstattung nicht erfolgen, weil die
Versorgungsverwaltung insoweit nicht "verpflichtete

Stelle" im Sinne des 5 59 Abs, 2 Satz 2, 1, Halb3atz BSHG
seie‘ Für eine derartige Differenzierung der Erstattungs—

pflicht findet sich jedoch im Gesetz, wie oben dargelegt

worden ist, kein Anhalto Die "verpflichtete Stelle" ist
vielmehr für alle rechtmäßigen Aufwendungen der Sozialhil-
feverwältung ausgleichspflichtig, weil es daneben keine

andere "verpflichtete Stelle" gibt° Etwas anderes gilt

" nur für die Krankenkassen° Im übrigen wäre auch für Auf—
wendungen, die das BVG zwar dem Grunde aber nicht der Höhe
nach vorsieht, die Versorgungsverwaltung nicht die "ver—

pflichtete Stelle", wennmander Rechtsauffassung des Bei-
‚geladenen folgen wollteo Der Umfang der Kostenerstattung

nach @59 _Abs° 2 Satz 2 BSHGkann daher nur einheitlich
d in der oben bääbhriebenen Weise aufgefaßt und.verstanden

' Werden° ‘

Die vorstehende Auslegung der umstrittenen Vorschrift ist

auch nicht unbillig4 Wenn dem Sozialhilfeträger als nur
subsidiär verpflichtetem Leistungsträger (vgl° @ 2 Abs, 1

und 2 BSHG) gesetzlich eine Vorleistungspflicht in allen
Fällen auferlegt wird, in denen eigentlich von vornherein

nicht er, sondern eine andere Stelle hätte eintreten müssen,

so ist nicht einzusehen, warum er dann nicht alles zurück—

erhalten kann, was er für die andere Stelle verauslagt hat
und nach den für ihn selbst gääenden Vorschriften auch

herausragenwnußisesss1nd somit nach seinen Rechtsvorschrif—

ten Leistungen zu erbringen, die dem Erstattungsschuldner

nach eigenem Recht fremd sind, so ist dieser gleichwohl

zum Ausgleich verpflichtet, weil ohne seine — verschuldete
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oder unverschuldete - unterlassene Hilfeleistung die

Sozialhilfeverwaltung vom Hilfsbedürftigen gar nicht

in Anspruch genommen worden wäre° Sie darf nicht daruntez

leiden‚ daß die verpflichtete Stelle nicht rechtzeitig

geleistet hato Die Erkenntnis einer Verwaltung, daß sie

bei verspäteter Leistung uoUo mehr aufzuwenden hat als

bei rechtzeitiger, trägt damit möglicherweise zu dem wün—

schenswerten Ziel bei, daß sie sich so rasch wie mtglich

zu ihrer Leistungspflicht bekennto Im übrigen wird es

zu den Ausnahmen gehören, daß die Vorleistung des Sozial—

hilfeträgers nicht der Leistungsverpflichtung der Ver-

sorgungsbehörde nach eigenem Recht entspricht() Es ist

nicht ersichtlich, daß die Sozialhilfeleistungen etwa '
stets höher und umfangreicher wären als diejenigen der

Versorgungsverwaltungo Dies würde auch keineswegs dem

Sinn und Zweck des BVG gerecht werden, das die Betroffenen

dafür entschädigen will9 daß sie für die Gesamtheit der
_

--.-___—

Opfer an Gesundheit und Leben dargebracht haben (vglo

Wilke, Kommentar zum BVG, 50 Aufl„ So 15)o Ist derge—
mäß im Einzelfall eine im Vergleich zu den Versorgungs—

leistungen geringere Sozialhilfe gewährt werden, so wird

die Versorgungsverwaltung in diesen Fällen auch Aufwendvn—

gen ersparen, so daß damit ein gewisser Ausgleich zu et—

waigen Mehrbelastungen erzielt wird°

Da nach alledem der ErstattungsanSpruch des Klägers für

das von ihm geleistete Taschengeld an den Beschädigten

G3:333;in Höhe von 99‚—— % unabhängig davon begründet ist‚

ob das BVG eine solche Leistung vorsieht oder nich , kommt

es auf die von der Revision erörterte Frage nach der Anre—

chenbarkeit des Taschengeldes auf den Einkommensau gleich

nach @ 1? BVG oder auf andere Versorgungsleistungen nicht
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ano Die Revision ist somit unbegründet; sie muß daher

zurückgewiesen werden (@ 170 Abso 1 Satz 1 SGG)°

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 195 Abs° 4 SGG„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

